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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Weil in der Schweiz die Idee einer Verfassungsgerichtsbarkeit momentan politisch keine
Chance hat – 2012 wurde ein entsprechendes Projekt von den Räten beerdigt – liegt
der Entscheid zur Gültigkeit einer Initiative nach wie vor beim Parlament. Ungültig ist
eine Initiative dann, wenn sie die Einheit der Form, die Einheit der Materie oder
zwingende Bestimmungen des Völkerrechts verletzt, oder aber offensichtlich
undurchführbar ist. Das Parlament setzt das Instrument der Ungültigkeitserklärung
einer Volksinitiative allerdings nur sehr zurückhaltend ein. Seit 1891 wurden erst vier
Volksbegehren für ungültig erklärt. (Diese vier Initiativen sind: „für weniger
Militärausgaben und mehr Friedenspolitik“ (Verletzung der Einheit der Materie, 1995),
„für eine vernünftige Asylpolitik“ (ungültig wegen Verstosses gegen zwingendes
Völkerrecht, 1996), „gegen Teuerung und Inflation“ (Verletzung der Einheit der Materie,
1977) und „Vorübergehende Herabsetzung der militärischen Ausgaben (Rüstungspause)“
(für undurchführbar erklärt, 1955)). Die unter anderem in den Medien kolportierte
Zunahme von angenommenen Volksbegehren, bei denen sich die Umsetzung aufgrund
von völkerrechtlichen Bestimmungen als schwierig erweist (z.B. Ausschaffungsinitiative,
Verwahrungsinitiative) sowie zwei weitere konkrete Volksbegehren waren Grundlagen
für ausgedehnte Diskussionen. Der erste Fall, die Initiative „Stopp der Überbevölkerung
– zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen (Ecopop)“, welche die Zuwanderung
beschränken und die Entwicklungshilfe zur Förderung der freiwilligen Familienplanung
verpflichten will, wurde vom Bundesrat als gültig betrachtet. Im Vorfeld war freilich
spekuliert worden, dass hier die Einheit der Materie verletzt sein könnte –
Entwicklungshilfe und Zuwanderungsstopp seien zwei verschiedene Dinge, bei denen
die Präferenzen der Stimmbürgerschaft geteilt sein könnten. Die Regierung
argumentierte aber, auch gestützt auf die bisherige grosszügige Praxis des Parlaments,
dass das Ziel, die Einwohnerzahl auf die Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen
auszurichten, mit beiden Massnahmen erfüllt werden könne und diese deshalb
materiell als einheitlich zu betrachten seien. Beim zweiten Fall, der
Durchsetzungsinitiative der SVP, mit welcher der Katalog für die Gründe zur
Ausschaffung krimineller Ausländer festgelegt werden soll, um die Umsetzung der
Ausschaffungsinitiative zu beschleunigen, griff der Bundesrat zu einem bisher nicht
gebrauchten, erst 2000 mit der neuen Bundesverfassung eingeführten Instrument,
nämlich der Teilungültigkeit. Die Definition des zwingenden Völkerrechts im Text der
Durchsetzungsinitiative sei für ungültig zu erklären und zu streichen, weil just die im
Initiativtext gewählte Definition des Non-Refoulment-Prinzips (Menschen dürfen nicht
in Länder ausgeschafft werden, in denen sie gefährdet sind) zu eng sei und gegen das
zwingende Völkerrecht verstosse. Das Parlament wird sich 2014 über die Botschaft des
Bundesrates beugen. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.12.2013
MARC BÜHLMANN

1) Ecopop: Medienmitteilung BR vom 23.10.13; NZZ, 30.5.13; Durchsetzungsinitiative: BBl, 2013, 9459 (Botschaft BR);
Medienmitteilung BR vom 20.11.13; NZZ, 19.11.13; Presse vom 21.11.13; So-Bli, 24.12.13; NZZ, 6.12.13.
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